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NEWSLETTER 4/2022 
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Themen: 
 

1. Novelle des Einkommensteuergesetz ab 1.1.2023...........................................................................1 

2. Novelle des Mehrwertsteuergesetzes..........……..............................................................................4 

3. Verabschiedete Novelle des Gesetzes Nr. 251/2012 Slg. über 

Energien..............................................................................................................................................5 

4. Neues Gesetz über den Solidaritätsbeitrag aus Tätigkeiten in den Bereichen Öl, Gas, Kohle und 

Raffinerien………….....……………………………………………………………………………………….6 
5. Entwurf der Gesetzesnovelle über die Sonderabgabe für Unternehmen in regulierten 

Sektoren……………………………………………………………………………………………………….7 
6. Gesetzentwurf für eine Sonderbausteuer …………………...………………………………………….7 
7. Mit der Novellierung des Sozialversicherungsgesetzes wird die so genannte Zuordnung von 

Beiträgen für die Elternrente eingeführt………………………………………………………………….8 
8. Verabschiedete Änderung der Abgabenordnung………………………………………………………8 
9. Änderung des Gesetzes über lokale Steuern und Abgaben …………………………………………9 
10. Entwurf einer Gesetzesnovelle zur elektronischen Registrierkasse ………………………………10 
11. Gesetzesentwurf zur Prüfung ausländischer Investitionen…………………………………….……10 
12. Vaterschaftsurlaub…………………………………………………………………………………………..11 
13. Weitere Änderungen des Arbeitsgesetzbuchs mit Wirkung vom 1. November 2022……………11 
14. Erneute Änderung des Verpflegungsgeldes ab 1. Januar 2023……………………………………..12 

 
 

1. Novelle des Einkommensteuergesetz ab 1.1.2023 

Am 6. Dezember 2022 billigte der Nationalrat der Slowakischen Republik („NC SR“) einen Gesetzesentwurf 

zur Einkommenssteuer, mit dem auch einige Bestimmungen des Steuerverwaltungsgesetzes 

(„Abgabenordnung“) geändert werden.  In der letzten Ausgabe unseres Newsletters haben wir ausführlicher 

über die geplanten Änderungen des Einkommensteuergesetzes und der Abgabenordnung berichtet. Das 

geänderte Einkommensteuergesetz wird am 1. Januar 2023 in Kraft treten und einige ausgewählte 

Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes werden ab dem 1. Januar 2024 in Kraft treten.  

 

Die wichtigsten Änderungen des Einkommenssteuergesetzes sind folgende: 

 

1) Verrechnungspreise 

- präzisiert die Definition der nahe stehenden Person und der kontrollierten Transaktion;  
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- stellt die Regeln bei der Anpassung der Bemessungsgrundlage bei Nichteinhaltung des Prinzips des 

unabhängigen Verhältnisses, sowie Regeln für die Einbeziehung von Aufwendungen einer anderen nahe 

stehenden Person in die Bemessungsgrundlage des Steuerpflichtigen, klar; 

- zum Zweck der Reduzierung des Verwaltungsaufwands kleiner Unternehmen bei Transaktionen in 

geringer Höhe wird ein sog. „Sicherer Hafen“ in Höhe von 10.000 EUR eingeführt, ausgenommen sind 

Darlehen und Kredite, die als bedeutende kontrollierte Transaktion betrachtet werden, wenn ihr Nennwert 

50.000 überschreitet; 

- aus Gründen der Rechtssicherheit bei der Anwendung der Regeln der Verrechnungspreisermittlung wird 

im Gesetz der Verweis auf die OECD-Richtlinie über Verrechnungspreisermittlung ergänzt; 

- im Falle, dass die vom Steuerpflichtigen bei Transaktionen angewendeten Preise nicht im Einklang mit 

dem Prinzip des unabhängigen Verhältnisses stehen, wird seine Bemessungsgrundlage bei der 

Steuerprüfung „auf den Median“ der ermittelten unabhängigen vergleichbaren Werte angepasst; 

- beim Herbeiführen von Entscheidungen über bilaterale und multilaterale Abstimmungen zur Anwendung 

der Bewertungsmethode wird die Möglichkeit ergänzt, die Entscheidung auch für mehr als fünf 

Steuerperioden zu erlassen, falls sich die zuständigen Behörden zur Anwendung der 

Bewertungsmethode auch für die Steuerperiode vor der Einreichung des Antrages einigen; 

- die Dokumentation zur Verrechnungsermittlung darf auch in einer Fremdsprache vorgelegt werden, wobei 

im Falle, dass der Steuerverwalter die Dokumentation in der Landessprache verlangt, der Steuerpflichtige 

verpflichtet ist, diese innerhalb von 15 Tagen ab Zustellung der Aufforderung des Steuerverwalters 

vorzulegen; 

- ausländische Steuerpflichtige, die in der Slowakischen Republik im Rahmen einer ständigen 

Niederlassung unternehmerisch tätig sind, dürfen bei der Steuerbemessungsgrundlage dieser 

Betriebsstätte von den ausländischen Aufzeichnungen ausgehen (z.B. aus der im Ausland geführten 

Buchführung), d.h. es wird also im gegebenen Fall mit der Periodenabgrenzung und nicht mit dem 

Zahlungszeitpunkt gerechnet; 

- es wird auch das Verfahren zur Einbeziehung der Einnahmen (Erträge) und Ausgaben (Aufwände) 

angepasst, die nach dem Erlöschen der Betriebsstätte in der Bemessungsgrundlage ausgewiesen 

werden. 

 

2) Begrenzung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Zinsen 

- mit Gültigkeit ab 1. Januar 2024 wird eine neue Regel über die Begrenzung von Nettozinsaufwendungen 

eingeführt (Differenz zwischen Ertrags- und Zinsaufwendungen), die in die Bemessungsgrundlage 

einbezogen werden; 

- die Begrenzung gilt nur für Steuerpflichtige, deren Summe der Nettozinsaufwendungen 3 000 000 EUR 

überschreitet, d. h. die Steuerbemessungsgrundlage wird um den Betrag erhöht, um den der 

Nettozinsaufwand 30 % des steuerlichen EBIDTA- Wertes überschreiten; 

- die Nettozinsaufwendungen, die in der Bemessungsgrundlage in der betreffenden Steuerperiode nicht 

einbezogen werden, können in höchstens fünf aufeinander folgenden Steuerperioden abgezogen 

werden; 
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- die neue Regel über die Begrenzung der Nettozinsaufwendungen soll vorrangig vor den 

Unterkapitalisierungsvorschriften nach § 21a des Einkommensteuergesetzes angewendet werden und 

soll sich nicht auf Banken und Versicherungsanstalten beziehen.  

 

3) Sonstiges 

- die Steuerverwaltung wird die im Handels- und Gewerberegister eingetragenen Steuerpflichtigen von 

Amts wegen und gemäß der Bekanntmachung, die auf der Website der Finanzdirektion der Slowakischen 

Republik veröffentlicht wird, zur Einkommensteuer registrieren; 

- die Anpassungen der Bemessungsgrundlage, die aus der Umsetzung der internationalen Normen zur 

Finanzberichterstattung IFRS 9 und IFRS 17 hervorgehen, werden in der Bemessungsgrundlage 

gleichmäßig über den Zeitraum von drei Steuerperioden einbezogen, und zwar ab dem Steuerzeitraum, 

der frühestens am 1. Januar 2023 beginnt; 

- es wird ermöglicht, den Anspruch auf den Steuerbonus für ein unterhaltsberechtigtes Kind anzuwenden, 

falls die Bemessungsgrundlage des Steuerpflichtigen zur Anwendung der gesamten Höhe des Steuerboni 

nicht ausreicht. Der Steuerbonus ist ausschließlich über die Steuererklärung möglich, indem hier die 

Steuerbemessungsgrundlage beider anspruchsberechtigter in das Gesamteinkommen einbezogen wird, 

um den Anspruch auf den Steuerbonus zu ermitteln; 

- vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2024 beträgt der monatliche Steuerbonus für ein 

unterhaltsberechtigtes Kind, das das 18. Lebensjahr vollendet hat, 50 EUR, und wenn das 

unterhaltsberechtigte Kind das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, beträgt der monatliche 

Steuerbonus 140 EUR; 

- Einkünfte aus Schuldverschreibungen (mit Ausnahme von Staatsanleihen), die juristischen Personen mit 

beschränkter Steuerpflicht in der Slowakischen Republik zufließen, sollen als Einkommensquelle in der 

Slowakischen Republik behandelt werden und der Quellensteuer unterliegen. Die so erhobene Steuer 

kann dann als Steuervorauszahlung behandelt werden; 

- der Wert der Unterbringung und Beförderung im Zusammenhang mit der Teilnahme eines 

Leistungserbringers im Gesundheitswesen an gesetzlich vorgeschriebener Fortbildung für Ausübende 

von Gesundheitsberufen soll als steuerfreies Einkommen behandelt werden; 

- die Novelle des Einkommensteuergesetzes regelt auch das Erlöschen einer Forderung durch ihren Erlass 

im Rahmen einer sogenannten präventiven Sanierung. Die Forderung wird zu einem Steueraufwand beim 

Gläubiger, wenn ein präventiver Sanierungsplan genehmigt wird, und zwar in dem Umfang, in dem die 

Verbindlichkeit erlassen wird. 

 

Die wichtigsten Änderungen in der Abgabenordnung sind folgende: 

 

- mit Gültigkeit ab 1. Januar 2024 wird bei der Verhängung von Geldbußen eine sog. „Zweite Chance“ 

eingeführt, auf Basis derer die Steuerverwaltung bei der ersten Verletzung der Abgabenordnung das im 

Rahmen der Intervallspanne festlegbare Bußgeld nicht verhängt, sondern zunächst den Steuerpflichtigen 

zur Erfüllung seiner Pflichten mit einer Mahnung auffordert, dass ihm bei der nächsten Verletzung ein 

Bußgeld verhängt wird. Die Ordnungswidrigkeit wird von den Zoll- und Steuerbehörden getrennt 

behandelt; 
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- mit Gültigkeit ab 1. Januar 2024 wird vorgeschlagen, die Frist für die Erhebung von Säumniszinsen bei 

der vollständigen Zahlung von Steuerverbindlichkeiten zu kürzen, indem die Steuerverwaltung das 

Bußgeld nur noch innerhalb eines Jahres ab dem Ende des Jahres verhängen kann, in welchem die 

Steuerverbindlichkeit bezahlt wurde. 

 

 

2. Novelle des Mehrwertsteuergesetzes 

Am 6. Dezember 2022 hat der Nationalrat der Slowakischen Republik („NC SR“) auch eine Änderung des 

Mehrwertsteuergesetzes („MwSt.-Gesetz“) verabschiedet, über die wir Sie in unserem letzten Newsletter 

informiert haben. Die Änderung des MwSt.-Gesetz wurde in der überarbeiteten Fassung angenommen, da 

einige der ursprünglich vorgeschlagenen Änderungen nicht oder nur in einer überarbeiteten Fassung 

angenommen wurden. 

 

Wir möchten Ihnen einen kurzen Überblick über die wichtigsten Ergänzungen und Änderungen des 

Mehrwertsteuergesetzes geben: 

 

die MwSt.-Gesetz-Novelle bringt eine Änderung im § 53b und führt die Pflicht des Abnehmers ein, eine 

Korrektur der MwSt. vorzunehmen, die für eingekaufte mehrwertsteuerpflichtige Waren oder Dienstleistungen 

abgezogen wurde, falls er die Verbindlichkeit nicht innerhalb von 100 Tagen teilweise oder vollständig 

beglichen hat.  

 

Für einen befristeten Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. März 2023 gilt für ausgewählte 

Dienstleistungen ein ermäßigter Mehrwertsteuersatz von 10 %. Dies gilt insbesondere für die Beförderung von 

Personen mit Seilbahnen und Skiliften, auf die Bereitstellung von überdachten und nicht überdachten 

Sportanlagen und künstlichen Schwimmbädern sowie auf Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen. Ziel 

dieser Maßnahme ist es, die lokale Wirtschaft in den Regionen zu unterstützen, diese Aktivitäten der breiten 

Öffentlichkeit zugänglicher zu machen und das Gaststättengewerbe zu fördern.  

Die Novelle führt auch eine Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung für eine Person ein, die der 

Verpflichtung zur Beantragung der MwSt.-Registrierung nicht nachgekommen ist oder die Registrierung 

verspätet beantragt hat. Die Änderung betrifft die Länge des Zeitraums, für den eine außerordentliche 

Steuererklärung abgegeben werden muss. Beträgt die Verspätung mehr als 21 Tage, ist das Unternehmen 

verpflichtet, eine Steuererklärung für einen Zeitraum einzureichen, in dem das Unternehmen ein 

Steuerpflichtiger hätte sein müssen.  Diese Verpflichtung gilt für einen Steuerpflichtigen, der seinen Sitz, 

seinen Geschäftssitz, seine Niederlassung, seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 

Hoheitsgebiet der Slowakischen Republik hat. 

- Befreiung von der Pflicht zur Registrierung als MwSt.-Zahler nach Überschreiten eines Umsatzes von 

49.790 EUR, wenn der Steuerpflichtige ausschließlich Gegenstände oder Dienstleistungen liefert, die von der 

MwSt. befreit sind. 

 

- Sonstige Änderungen mit dem Ziel, den Verwaltungsaufwand zu reduzieren und einige 

Gesetzesmängel zu beheben, die aus der Anwendungspraxis hervorgehen. Diese umfassen z. B. eine 
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detaillierte Erläuterung dazu, was im Sinne des Gesetzes als Kleinsendung, deren Einfuhr von der MwSt. 

befreit ist, gilt; eine neue Definition von uneinbringlichen Forderungen; Verfahren zur Festlegung der Höhe 

einer Korrektur der abgesetzten MwSt. bei Diebstahl von durch das Gesetz vorgesehenen Waren; Aufhebung 

der Pflicht, eine Blanko-Steuererklärung als Erstabnehmer bei einem Dreieckshandel abzugeben; Änderung 

der Frist zur Steuerzahlung bei der Beschaffung eines neuen Verkehrsmittels aus einem anderen 

Mitgliedstaat; Angleichung des Verfahrens zur Festsetzen von Verzugszinsen auf die Einfuhrumsatzsteuer an 

das Verfahren zur Festsetzen von Zinsen auf die Zollschuld. 

 

Mit Wirksamkeit ab dem 1. Januar 2024 wird eine neue Aufzeichnungspflicht für Zahlungsdienstleister 

eingeführt, über welche die Zahlungen für gelieferte Waren/erbrachte Dienstleistungen erfolgen – zu dieser 

Änderung kommt es vor allem durch die Umsetzung der Richtlinie des EU-Rates, deren Hauptziel es ist, 

Steuerhinterziehung zu bekämpfen, die beim grenzüberschreitenden elektronischen Geschäftsverkehr 

entsteht, bei dem sich der Kunde in einem Mitgliedstaat der EU und der Waren- oder Leistungslieferant in 

einem anderen Mitgliedstaat oder Drittstaat befindet und der gesamte Kauf im Online-Umfeld stattfindet.  

Die Änderung dieses Gesetzes tritt am 1. Januar 2023 in Kraft, mit Ausnahme der Aufzeichnungspflicht für 

ausgewählte Zahlungsdienstleister, die am 1. Januar 2024 in Kraft treten wird. 

 

 

3. Verabschiedete Novelle des Gesetzes Nr. 251/2012 Slg. über Energien 

Die derzeitige Energiekrise und der damit verbundene rasche Anstieg der Energiepreise und der die Inflation 

haben sich auf alle EU-Mitgliedstaaten negativ ausgewirkt. Als Folge dieser Situation hat die EU eine 

Verordnung zur Bewältigung der hohen Energiepreise erlassen, die auch die Frage der so genannten 

Marktertragsobergrenze und die Verteilung von Überschuss- und Engpasserlösen auf die 

Stromendverbraucher umfasst. Mit dem Änderungsgesetz wird eine Abgabe auf überschüssige Einnahmen 

für bestimmte Unternehmen, die Strom erzeugen, eingeführt, aber auch Zuschüsse zur Deckung der 

Preisdifferenz bei der Wärmeversorgung. 

 

Steuerzahler der Abgabe auf übermäßige Einnahmen sind in- und ausländische natürliche und juristische 

Personen, die auf dem Gebiet der Slowakischen Republik ansässig sind und: 

 

- Strom in einer Stromerzeugungsanlage auf der Grundlage einer Genehmigung erzeugen, 

- auf der Grundlage einer Stromversorgungsgenehmigung Strom kaufen oder verkaufen, 

- direkt oder indirekt mit einem anderen Abgabenzahler verbunden sind, 

- Strom auf dem Stromgroßhandelsmarkt liefern. 

 

Gegenstand der Abgabe sind die Mehrerträge aus dem Verkauf von in der Slowakischen Republik erzeugtem 

und in das Stromnetz eingespeistem Strom. Die Höhe der Abgabe wird auf 90% der Überschusseinnahmen 

festgelegt. 

 

Die Zeiträume für die Erhebung der Abgabe auf den Einkommensüberschuss sind die Kalendermonate im 

Zeitraum vom 1. Dezember 2022 bis zum 31. Dezember 2024, wobei der Abgabenpflichtige verpflichtet ist, 
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die Mitteilung über die Abgabe elektronisch zu übermitteln und die Abgabe bis zum 25. des Folgemonats an 

das Finanzamt zu entrichten. Die Finanzdirektion der Slowakischen Republik veröffentlicht auf ihrer Website 

eine Vorlage für die Mitteilung für die Einkommensüberschussabgabe. 

 

Mit der verabschiedeten Fassung des Energiegesetzes wird auch das Einkommensteuergesetz geändert, in 

dem festgelegt wird, dass die Abgabe auf Einkommensüberschüsse eine Steuerausgabe ist. Gleichzeitig 

gelten die Bestimmungen der Abgabenordnung entsprechend für die Überschussabgabe. 

 

 

4. Neues Gesetz über den Solidaritätsbeitrag aus Tätigkeiten in den 
Bereichen Öl, Gas, Kohle und Raffinerien 

Die Regierung der Slowakischen Republik hat einen Vorschlag für ein abgekürztes Legislativverfahren zum 

Regierungsentwurf eines Gesetzes über den Solidaritätsbeitrag aus Tätigkeiten im Erdöl-, Erdgas-, Kohle- und 

Raffineriesektor sowie zur Änderung bestimmter Gesetze vorgelegt und damit auf die Verabschiedung der 

Verordnung (EU) 2022/1854 des Rates über Notfallmaßnahmen ("die Verordnung") reagiert. Mit diesem 

Gesetz sollen die hohen Energiepreise gelöst werden. Die Verordnung sieht vor, dass Unternehmen, die 

mindestens 75% ihres Umsatzes mit Tätigkeiten in den Bereichen Öl, Gas, Kohle und Raffinerien erzielen und 

deren Gewinne aufgrund der plötzlichen und unvorhersehbaren Umstände des Krieges in der Ukraine 

gestiegen sind, einen angemessenen Beitrag zur Linderung der Energiekrise in dem jeweiligen EU-

Binnenmarkt leisten. 

 

Im Anschluss an die oben genannte Verordnung hat die Regierung der Slowakischen Republik einen 

Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem ein neuer befristeter obligatorischer Solidaritätsbeitrag für juristische 

Personen und ständige Betriebsstätten ausländischer Personen in der Slowakischen Republik eingeführt wird, 

die in den Bereichen Öl, Gas, Kohle und Raffinerien tätig sind. 

 

Der Beitrag wird als das Produkt vom Beitragssatz und Beitragsgrundlage berechnet, wobei ein Beitragssatz 

von 70% vorgeschlagen wird. Die Beitragsgrundlage ist die Differenz zwischen der 

Steuerbemessungsgrundlage des Vergleichssteuerzeitraums (beginnend im Jahr 2022 oder 2023) und dem 

Durchschnitt der Steuerbemessungsgrundlagen der Vergleichssteuerzeiträume (vier aufeinanderfolgende 

Steuerzeiträume, von denen der erste nach dem 1. Januar 2018 begann), zuzüglich 20%. Die 

Beitragsgrundlage wird auf Grundlage der Einkommensteuerbemessungsgrundlage abzüglich des 

Verlustabzugs, des Abzugs von Forschungs- und Entwicklungsausgaben und des Abzugs von 

Investitionsausgaben berechnet.   

 

Mit diesem neuen Gesetzentwurf wird auch das Einkommenssteuergesetz novelliert, d.h. der gezahlte Beitrag 

ist als Steueraufwand zu betrachten.  

 

Das neue Gesetz soll laut Vorschlag am 31. Dezember 2022 in Kraft treten. 

 

Angesichts der derzeitigen politischen und wirtschaftlichen Lage und der negativen Reaktionen einiger 
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Energieunternehmen und Gewerkschaften auf die 90%ige Besteuerung von Überschüssen aus dem 

Stromverkauf im Rahmen der Änderung des Energiegesetzes ist die Fortführung dieses Vorschlags jedoch 

höchst ungewiss. 

 

 
  

5. Entwurf der Gesetzesnovelle über die Sonderabgabe für Unternehmen in 
regulierten Sektoren 

Am 8. November 2022 haben die Abgeordneten des Nationalrates der Slowakischen Republik den Entwurf 

der Gesetzesnovelle Nr. 235/2012 Slg. über die Sonderabgabe für Unternehmen in regulierten Sektoren in 

der zweiten Lesung verabschiedet. Ziel des Entwurfs ist es, angesichts der wirtschaftlichen Schäden, die durch 

die Coronavirus-Pandemie und den Krieg in der Ukraine entstanden sind, zusätzliche Mittel für den 

Staatshaushalt der Slowakischen Republik aufzubringen. 

 

Die Sonderabgabe ist obligatorisch für Unternehmen in regulierten Bereichen, deren wirtschaftliches Ergebnis 

3.000.000 EUR übersteigt. Der Entwurf sieht eine Ausweitung des Kreises der zur Zahlung dieser Abgabe 

verpflichteten Unternehmen vor, um viele Unternehmen einzubeziehen, die mit Lizenz der Nationalbank der 

Slowakei (NBS) auf dem Finanzmarkt tätig sind. Dazu gehören Finanzintermediäre, Wertpapierhändler und 

Vermögensverwaltungsgesellschaften. Die Gesetzesnovelle wird auch für Einrichtungen gelten, die mit einer 

vom Rundfunk- und Fernsehrat erteilten Lizenz Programme ausstrahlen. Es wird vorgeschlagen, das mit der 

Mauterhebung in der Slowakei betraute Unternehmen in die Liste der regulierten Unternehmen aufzunehmen.  

 

Eine weitere vorgeschlagene Änderung besteht darin, die derzeitige schrittweise Senkung des Abgabensatzes 

zu stoppen und gleichzeitig den Abgabensatz auf 0,01 (von bisher 0,00726) zu erhöhen. Es wird 

vorgeschlagen, dass diese Gesetzesnovelle am Tag ihrer Verkündung in Kraft tritt. 

Der vorgeschlagene Gesetzestext ist jedoch noch nicht endgültig, da ein Änderungsantrag eingereicht wurde, 

um die oben vorgeschlagenen Änderungen zu modifizieren, wie z. B. die Senkung des Abgabensatzes oder 

die Nichtausweitung der beaufsichtigten Unternehmen. 

 

 

6. Gesetzentwurf für eine Sonderbausteuer 
 

Am 8. November 2022 haben die Abgeordneten des Nationalrates der Slowakischen Republik den 

Gesetzesentwurf für eine Sonderbausteuer in der zweiten Lesung verabschiedet. Ziel des Entwurfs ist die 

Einführung einer neuen Steuer auf ein spezielles Bauwerk (Gasleitungsnetz), das für den Gastransport auf 

dem Gebiet der Slowakischen Republik genutzt wird. Einer der Gründe für die neue Steuer ist, dass dieses 

besondere Bauwerk nicht der Grundsteuer unterliegt.  

 

Der Entwurf des neuen Gesetzes regelt die grundlegenden Bestimmungen zur Steuer – den Betrag, die 

Zahlungsweise, den Steuerpflichtigen, die Steuerbehörde, die Bemessungsgrundlage und den Steuersatz. 
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Der Steuerpflichtige muss ein Gasunternehmen sein, das zum Transport von Gas im Gebiet der Slowakischen 

Republik berechtigt ist. Bemessungsgrundlage für die Steuer ist die Länge des Sonderbauwerks, ausgedrückt 

in Kilometern, und der Steuersatz wird auf 6.000 EUR für jeden angefangenen Kilometer des Sonderbauwerks 

festgelegt. Der vorgeschlagene Steuerzeitraum ist der Kalendermonat.  

 

Es wird vorgeschlagen, dass dieses Gesetz am Tag seiner Verkündung in Kraft treten soll. 

 

Aber auch in diesem Fall ist der vorgeschlagene Gesetzestext noch nicht endgültig, da die Abgeordneten des 

Nationalrates einen Änderungsantrag eingebracht haben, der die Informationen ändern könnte. 

 

 
7. Mit der Novellierung des Sozialversicherungsgesetzes wird die so 

genannte Zuordnung von Beiträgen für die Elternrente eingeführt 

Mit der beschlossenen Änderung des Gesetzes Nr. 461/2003 Slg. zur Sozialversicherung wird ab Januar 2023 

eine neue Rentenleistung, die Elternrente, eingeführt. Jedes Kind, das in der Slowakei arbeitet oder freiwillig 

rentenversichert ist, kann einen Teil seiner Sozialversicherungsbeiträge auf die Personen umlegen, die es 

aufgezogen haben und im Ruhestand sind.  

 

Die Sozialversicherungsanstalt zahlt Eltern von leiblichen oder adoptierten Kindern, die mit Erreichen des 

Rentenalters eine Alters-, Invaliditäts- oder Altersrente beziehen, automatisch eine Elternrente. Das Kind 

kann jedoch beschließen, dass es nicht möchte, dass dem Elternteil eine Elternrente gewährt wird, oder die 

Leistung für einen Ersatzelternteil bestimmen. Diese Entscheidung muss dem Sozialversicherungsamt bis 

zum 28. Februar 2023 unter Verwendung des veröffentlichten Formulars mitgeteilt werden.  

 

Die einem Elternteil gezahlte Elternrente beläuft sich auf 1,5 % der Bemessungsgrundlage der 

Sozialversicherung des Kindes von vor zwei Jahren. Das bedeutet, dass das Jahr 2021 für die Auszahlung 

der Elternrente für das Jahr 2023 maßgeblich sein wird. Die Elternrente wird maximal auf der Grundlage des 

1,2-fachen des vor zwei Jahren in der slowakischen Wirtschaft gezahlten Durchschnittslohns berechnet. Der 

Anspruch auf Elternrente wird in jedem Kalenderjahr überprüft. Im Jahr 2023 wird ein Elternteil im Ruhestand, 

der ein Kind erzogen hat, eine maximale Erhöhung von 264 EUR erhalten. Der Betrag der Elternrente kann 

sich je nach Anzahl der erzogenen Kinder erhöhen.  

 
 
8. Verabschiedete Änderung der Abgabenordnung 

Am 20. September 2022 verabschiedete der Nationalrat der Slowakischen Republik eine Gesetzesnovelle zur 

elektronischen Ausübung der Befugnisse von öffentlichen Behörden (E-Government-Gesetz), durch die sich 

auch Teile der Abgabenordnung geändert haben. 

 

Zu den wichtigsten Änderungen gehört die Verschiebung der Frist für die Veröffentlichung der Liste der 

Steuersubjekte, für die der Index der steuerlichen Zuverlässigkeit ermittelt wurde, auf den 31. Januar 2023. 
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Die Autorisierung elektronischer Einreichungen, die durch eine qualifizierte elektronische Signatur oder eine 

andere anerkannte Autorisierungsmethode verifiziert werden muss, wurde präzisiert. Eine Einreichung, für die 

ein strukturiertes Formular vorgeschrieben ist, kann nur über das spezielle Portal der Finanzdirektion der 

Slowakischen Republik erfolgen. Möchte eine natürliche Person der Finanzverwaltung Dokumente auf 

anderem elektronischem Wege zukommen lassen, muss sie mit der Steuerbehörde eine Vereinbarung über 

die elektronische Zustellung treffen.  

 

Im Bereich der Fristen wurde klargestellt, dass die Frist gewahrt bleibt, wenn eine Handlung am letzten Tag 

der Frist bei der Steuerbehörde vorgenommen wird oder wenn die Einreichung per Post oder auf 

elektronischem Wege übermittelt wird. Kann die Einreichung aus Gründen, die auf Seiten der Steuerbehörde 

liegen, nicht elektronisch übermittelt werden, so gilt die Frist als gewahrt, wenn die Einreichung am auf die 

Beseitigung der Hindernisse folgenden Werktag bei der Steuerverwaltung eingeht. 

 

Die Gesetzesnovelle regelt den Bereich der elektronischen Zustellung: Wenn der Steuerpflichtige mehrere 

elektronische Postfächer hat, stellt die Steuerbehörde die Sendungen in jedes elektronische Postfach zu, das 

für die Zustellung aktiviert ist. Elektronische Zustellungen, die eine Bestätigung erfordern, gelten als Zustellung 

zu eigenen Händen. 

 

 
9. Änderung des Gesetzes über lokale Steuern und Abgaben 

Am 1. November 2022 trat die Novelle des Gesetzes Nr. 582/2004 Slg. über lokale Steuern und Abgaben für 

Kommunalabfälle und kleine Bauabfälle in der geänderten Fassung in Kraft. 

 

Ziel der Novelle ist die Einführung eines Rechtsrahmens für die Festlegung der kommunalen Gebühr für 

Kommunalabfälle und kleine Bauabfälle, die durch Wiegen auf dem Sammelfahrzeug bei der Entleerung des 

Sammelbehälters ermittelt wird. Bisher konnten die Gemeinden die Gebühr nur auf zwei Arten festsetzen, 

entweder als Pauschalbetrag (pro Person und Tag) oder für die mengenmäßige Sammlung. 

 

Die tatsächliche Entscheidung über die Methode zur Festsetzung der Gebühr für Kommunalabfälle liegt im 

Ermessen der Gemeinde. Die Gemeinde legt den Gebührensatz gemäß den bestehenden Regelungen für die 

Sammlung von Kommunalabfällen und kleinen Bauabfällen wie folgt fest: 

 

− eine Pauschalgebühr pro Person und Kalendertag oder pro Person und Kalenderjahr, 

− Gebühr für die nicht gewogene mengenmäßige Sammlung von Kommunalabfällen und kleinen 

Bauabfällen, 

− Gebühr für die nicht gewogene mengenmäßige Sammlung von Kommunalabfällen, 

− Gebühr für die gewogene mengenmäßige Sammlung von kleinen Bauabfällen, 

− Gebühr für die gewogene mengenmäßige Sammlung von Kommunalabfällen.  

 

Eine Gemeinde kann ein anderes System für die Sammlung von Kommunalabfällen und eine andere 
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Gebührenfestsetzung für ihr Gebiet, einen Teil der Gemeinde oder für bestimmte Arten von Steuerzahlern 

haben.  

 

 
10. Entwurf einer Gesetzesnovelle zur elektronischen Registrierkasse 

Eine Gruppe von Abgeordneten des Nationalrates der Slowakischen Republik hat dem Nationalrat der 

Slowakischen Republik einen Vorschlag zur Wiederholung der zweiten Lesung des Entwurfs der Novelle des 

Gesetzes Nr. 289/2008 Slg. über die Verwendung der elektronischen Registrierkasse (im Folgenden als "ERP-

Gesetz" bezeichnet) vorgelegt. Das Hauptziel des vorgelegten Änderungsentwurfs ist die wirksame 

Verringerung der Steuerlücke durch die Einbeziehung der Öffentlichkeit in die Kontrolle der Einhaltung der 

Bestimmungen des ERP-Gesetzes. 

 

Die vorgeschlagene Maßnahme wird es der Bevölkerung ermöglichen, einen finanziellen Beitrag für den Kauf 

ausgewählter Waren und Dienstleistungen für den persönlichen Verbrauch zu erhalten. Die Bezahlung von 

Waren oder Dienstleistungen muss durch einen von der e-kasa ausgestellten Kassenbeleg nachgewiesen 

werden. 

 

Der Beitrag kann ausgezahlt werden, nachdem sich der Antragsteller in der von der Finanzverwaltung 

betriebenen mobilen Anwendung registriert hat, die seine Anspruchsberechtigung prüft und dann den Beitrag 

innerhalb der festgelegten Frist auf das Bankkonto überweist. 

 

Die Höhe des finanziellen Beitrags sowie die Waren und Dienstleistungen, für die diese Option gilt, werden in 

einer Regierungsverordnung veröffentlicht. 

 

Das vorgeschlagene Datum für das Inkrafttreten der Änderung des ERP-Gesetzes ist der 31. Dezember 2022. 

 

 
11. Gesetzesentwurf zur Prüfung ausländischer Investitionen 

Da die Slowakische Republik aufgrund des Schutzes der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung in der 

Slowakischen Republik und der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung in der EU derzeit nicht über eine 

umfassende gesetzliche Regelung im Bereich des Screenings ausländischer Investitionen verfügt, hat der 

Nationalrat der Slowakischen Republik am 29. November 2022 den Entwurf eines Gesetzes über das 

Screening ausländischer Investitionen gebilligt. Sein Hauptzweck besteht darin, die Prüfung ausländischer 

Investitionen in der Slowakei aus Drittländern zu regeln.  

 

Die Slowakei ist sich der Vorteile ausländischer Investitionen für die wirtschaftliche Entwicklung bewusst. Ziel 

der neuen Gesetzgebung ist es daher nicht, den Zufluss ausländischer Investitionen in die Slowakei zu 

verringern, sondern ein Instrument zu implementieren, das sich weltweit als wirksames Mittel zum Schutz vor 

potenziellen Sicherheitsrisiken im Zusammenhang mit ausländischen Investitionen erwiesen hat. 
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Unter ausländischen Investitionen versteht man in erster Linie Übernahmen, Verschmelzungen, bestimmte 

"Asset"-Investitionen, aber auch Investitionen auf der grünen Wiese oder Joint Ventures. Eine kritische 

ausländische Investition ist eine Investition, bei der ein erhöhtes Sicherheitsrisiko im Voraus absehbar ist (z. 

B. Investitionen im Bereich der Militärtechnologie, digitale Dienstleistungen) und deren Wert auf mindestens 

10 % des Aktienkapitals oder der Stimmrechte des Zielunternehmens festgelegt wurde. 

 

Das Wirtschaftsministerium wird als Prüfer für ausländische Investitionen fungieren, wobei die Prüfung auf 

Antrag des ausländischen Investors oder von Amts wegen (z. B. bei kritischen Investitionen) erfolgen wird. 

Eine Prüfung durch das Wirtschaftsministerium kann entweder zu einer Genehmigung oder zu einem Verbot 

der Investition führen. 

 

Das Gesetz über das Screening ausländischer Investitionen wird am 1. März 2023 in Kraft treten.  

 
 
12. Vaterschaftsurlaub 

Mit Wirkung vom 1. November 2022 legt das Arbeitsgesetzbuch seinen präzisierten Entwurf zur Betreuung 

von Neugeborenen vor und definiert den sogenannten Vaterschaftsurlaub. 

 

Ein Vater, der ein neugeborenes Kind betreut, hat spätestens sechs Wochen nach der Geburt des Kindes 

Anspruch auf einen Vaterschaftsurlaub von zwei Wochen. Während dieser Zeit hat der Vater Anspruch auf 

„Vaterschaftsgeld“, eine Leistung der Sozialversicherung, die ihm von der Sozialversicherungsanstalt gezahlt 

wird. 

 

 
13. Weitere Änderungen des Arbeitsgesetzbuchs mit Wirkung vom 1. 

November 2022 

- Arbeitsvertrag – im Arbeitsvertrag müssen nur die allgemeinen wesentlichen Elemente des 

Arbeitsvertrags vereinbart werden. Die wesentlichen Elemente eines Arbeitsvertrags sind die Art der 

Arbeit, der Arbeitsort, das Datum des Arbeitsbeginns und die Lohnbedingungen. Bei anderen 

Arbeitsbedingungen liegt es im Ermessen des Arbeitgebers, ob er sie in Form einer schriftlichen 

Information regelt oder im Arbeitsvertrag belässt. Weitere Angaben sind der Lohnzeitraum, die 

Arbeitszeit, der Umfang des Urlaubs und die Dauer der Kündigungsfrist. 

 

- Lohnabzüge – Bisher konnte der Arbeitgeber den Lohn eines Arbeitnehmers im Zusammenhang mit der 

Bereitstellung von Mahlzeiten nur auf der Grundlage einer zwischen dem Arbeitgeber und dem 

Arbeitnehmer geschlossenen Vereinbarung abziehen, mit Inkrafttreten der Änderung des 

Arbeitsgesetzbuches ist der Arbeitgeber ab dem 01.11.2022 jedoch berechtigt, einen einseitigen 

Lohnabzug auch im Falle einer nicht abgerechneten Vorauszahlung für die Bereitstellung von Mahlzeiten 

oder für einen finanziellen Beitrag für Mahlzeiten vorzunehmen. 
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- Mindestvorhersehbarkeit der Arbeit – Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer beim Abschluss einer 

Vereinbarung über die Arbeitsleistung, einer Vereinbarung über die befristete Beschäftigung von 

Studenten oder einer Vereinbarung über die Arbeitstätigkeit schriftlich mitteilen, an welchen Tagen und 

zu welchen Zeiten der Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung herangezogen werden kann und innerhalb 

welcher Frist der Arbeitnehmer vor Beginn der Arbeit über die Arbeitsleistung informiert werden muss, 

wobei diese Frist nicht weniger als 24 Stunden betragen darf. Wenn der Arbeitgeber die Arbeit innerhalb 

eines kürzeren als des dem Arbeitnehmer mitgeteilten Zeitraums absagt, hat der Arbeitnehmer Anspruch 

auf mindestens 30 % der Vergütung, auf die er Anspruch gehabt hätte, wenn er tatsächlich gearbeitet 

hätte. 

 

- Ausübung einer Erwerbstätigkeit außerhalb der Arbeitszeit – der Arbeitgeber kann dem 

Arbeitnehmer nicht verbieten, außerhalb der Arbeitszeit einer anderen Erwerbstätigkeit nachzugehen. Im 

Falle einer konkurrierenden Tätigkeit ist weiterhin die Zustimmung des Arbeitgebers erforderlich. 

 

- Probezeit bei befristeten Arbeitsverhältnissen – Die Probezeit muss angemessen sein und darf daher 

die Hälfte der vereinbarten Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht überschreiten. Die gesetzliche 

Begrenzung der Dauer der Probezeit (3 oder 6 Monate) bleibt bestehen. 

 

 

 
14. Erneute Änderung des Verpflegungsgeldes ab 1. Januar 2023 

Wir haben Sie in diesem Jahr bereits mehrfach über die Änderungen des Verpflegungsgeldes informiert, und 

nun stehen wieder Änderungen an. Mit Wirkung vom 1. Januar 2023 soll die Höhe des Verpflegungsgeldes 

wie folgt geändert werden: 

 

✓ 6,80 EUR für einen Zeitraum von 5 Stunden bis 12 Stunden,   

✓ 10,10 EUR für einen Zeitraum von 12 Stunden bis 18 Stunden,  

✓ 15,30 EUR für einen Zeitraum über 18 Stunden.  

 

Der festgelegte Betrag des Verpflegungsgeldes wirkt sich auch auf die Bereitstellung von Mahlzeiten für die 

Arbeitnehmer seitens des Arbeitgebers aus. So wurde der höchstmögliche Arbeitgeberbeitrag für Mahlzeiten 

nach dem Arbeitsgesetzbuch auf 3,74 EUR (bisher 3,52 EUR) erhöht, während der Mindestwert eines 

Essensgutscheins auf 5,10 EUR (bisher 4,80 EUR) angehoben wurde.   

 

Der Geldbeitrag für die Verpflegung entspricht dem Betrag, den der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern für 

Mahlzeiten oder Essensgutscheine zahlt.  

 

Die oben genannten Beträge des Verpflegungsgeldes werden durch eine Maßnahme in  die 

Gesetzessammlung übernommen.  
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Dieser Newsletter wurde von TPA erstellt. 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

Ihr TPA-Team. 

 

Kontakt:   

TPA Slowakei 

Blumental Offices II  

Nám. Mateja Korvína 1 

811 07 Bratislava 

 

TPA Slowakei 

Letná 27 

040 01 Košice 

 

Tel.: +421 (02) 57 351 111  

 

www.tpa-group.sk 

www.tpa-group.com  
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